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Bonn, den 14. Februar 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Blutspendewesen 
(Biutspendegesetz) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 68. Sitzung am 
21. September 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vei trieb: Dr. Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes 

Über das Blutspendewesen (Blutspendegesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrats das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Übertragung von menscfalidiem 
Blut auf einen anderen Menschen zu Heil- 
zwecken darf nur durch einen Arzt gemäß 
den nach § 6 erlassenen Vorschriften er- 
folgen. 

(2) Blut im Sinne des Gesetzes sind Frisch- 
blut, konserviertes Vollblut, frisches und 
konserviertes Blutplasma und Blutserum und 
die Immunseren von Menschen. 

§ 2 

(1) Wer Blutspender für eine Blutübertra- 
gung vermitteln will (Blutspenderzentrale) 
oder wer Blut-, Blutplasma- und Blutserum- 
konserven hersteilen und vertreiben will, be- 
darf einer Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
gewährleistet ist, daß der Betrieb den nach 
§ 7 erlassenen Vorschriften entspricht. 

(3) Die Genehmigung gilt für das gesamte 
Bundesgebiet. 

§ 3 

(1) Blutspenderzentralen und Herstel- 
lungsstätten von Blut-, Blutplasma- und Blut- 
serumkonserven, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes schon bestehen, haben die Geneh- 
migung nadi § 2 binnen einem Monat nach 
diesem Zeitpunkt bei der obersten Landes- 
behörde für das Gesundheitswesen zu be- 
antragen. 

(2) Ist die Voraussetzung des § 2 Absatz 2 
nicht erfüllt, so kann die Genehmigung unter 
Gewährung einer angemessenen Frist zur Er- 
füllung der gesetzlidien Anforderungen er- 
teilt werden. 

§ 4 

(1) Die Genehmigung nach §§ 2 oder 3 ist 
zurückzunchmen, wenn die gestellten An- 
forderungen innerhalb der gewährten Frist 


nicht erfüllt sind oder wenn die Gewähr für 
einen vorschriftsmäßigen Betrieb nicht mehr 
gegeben ist. 

(2) Die Genehmigung erlischt, wenn der 
Berechtigte während eines Jahres von ihr 
keinen Gebrauch gemacht hat. Die dauernde 
oder vorübergehende Einstellung, im letz- 
teren Falle auch die Wiederaufnahme der 
Herstellung oder des Vertriebes der Erzeug- 
nisse, Ist der zuständigen Behörde anzu- 
zeigen. 

§ 5 

Die Blutspenderzentralen und die Herstel- 
lungsstätten von Blut-, Blutplasma- und Blut- 
serumkonserven sind mindestens einmal im 
Jahre zu überprüfen. 


§ 6 

Die zuständigen Behörden und Stellen für 
die Erteilung und Zurücknahme der Geneh- 
migung nach §§ 2 und 4, für die Entgegen- 
nahme der Anzeigen nach § 4 Absatz 2 und 
für die Überprüfung nach § 5 werden von 
der obersten Landesbehörde für das Gesund- 
heitswesen bestimmt. 

§ 7 

Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
In Rechtsverordnungen 

a) Vorschriften über die Einrichtung von 
Blutspenderzentralen und die Durchfüh- 
rung von Blutübertragungen, 

b) Vorschriften über die serologischen Siche- 
rungsmaßnahmen zur Vermeidung von 
Ü bertragungszwischenf ällen , 

c) Vorschriften über die Sicherungsmaßnah- 
men bei der Herstellung von Blut-, Blut- 
plasma- und Blutserumkonserven 

zu erlassen. 
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§ 8 

(1) Mit einer Geldbuße von 3- bis 5000 DM 
kann belegt werden, wer vorsätzlich 

1. ohne Arzt zu sein,, die Übertragung von 
menschlichem Blut auf einen anderen Men- 
schen vornimmt, 

2. ohne Genehmigung Blut-, Blutplasma- und 
Blutserumkonserven herstellt oder ver- 
treibt, 

3. den gemäß § 7 erlassenen Rechtsvorsdirif- 
ten zuwiderhandelt, soweit sie ausdrücklidi 
auf diese Vorschrift verweisen. 


(2) §§ 22 Absatz 2 Satz 2, 27, 28, 29 Ab- 
satz 2, 30 bis 32, 39 bis 48 des Gesetzes zur 
Vereinfachung des Wirtschaftsstrafrechts 
vom 26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) in der 
Fassung des Gesetzes vom 29. März 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 78) gelten entsprechend. 

(3) Für das Verfahren gelten die §§ 66 
Absatz 1, 57, 66 bis 101 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes entsprechend. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt 3 Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Die Blutübertragung, die ln den letzten Jah- 
ren auf allen Gebieten der Medizin eine 
wachsende Bedeutung gewinnt, kann, wenn 
bestimmte Untersuchungen und Sicherungs- 
maßnahmen außer acht gelassen werden, 
schwere Schädigungen der Kranken herbei- 
führen; durch ungeeignetes Spenderblut kön- 
nen ansteckende Krankheiten übertragen und 
Krankheiten ausgelöst werden. 

Die bisher gültigen Richtlinien für die Blut- 
übertragung sind enthalten in dem Rund- 
erlaß des Reichsministers des Innern vom 
5. März 1940 (RMBliV. S. 449), betreffend 
Richtlinien für die Fnnrichtung des Blut- 
spendewesens im Deutschen Reich. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben ge- 
zeigt, daß diese Richtlinien gegen die Gefahr 
einer Übertragung ansteckender Krank- 
heiten, besonders Syphilis, ansteckender Gelb- 
sucht und Malaria keine genügende Sicherheit 
bieten und auch die neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse der Blutforsehung nicht ge- 
nügend berücksiditigen. Sie sind erneuerungs- 
Lind verbesserungsbedürftig. 


Bei dem Umfange des Blutspendewesens und 
der Bedeutung der Blutübertragung ist es 
notv/endig, die Tätigkeit der Blutspender- 
zentralen und die Herstellung von Blutkon- 
serven von einer Genehmigung abhängig zu 
machen; dabei ist zu prüfen, ob sowohl per- 
sönlich wie sachlich ein vorschriftsmäßiger 
Betrieb gewährleistet ist. 

Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, Vorschriften über die Mindest- 
anforderungen an die Sorgfaltspflicht bei der 
Auswahl der Spender, bei der Blutgruppen- 
untersuchung, der Herstellung von Blut- 
konserven und der Blutübertragung zu er- 
lassen und zu bestimmen, welche Unter- 
suchungen vor einer Blutübertragung stets 
durchgeführt werden müssen. Denn nur, 
wenn die notwendigen Untersuchungen und 
sonstigen Sicherungsmaßnahmen gewähr- 
leistet sind, ist die Blutübertragung gefahr- 
los. 
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Anlage 2 


Änderungen 

des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über das Blutspendewesen (Blutspendegesetz) 


l.In § 1 Absatz 1 werden die Worte „ge- 
mäß den nach § 6 erlassenen Vorschriften“ 
ersatzlos gestrichen. 

Begründung: 

Es handelt sich um einen Druckfehler. Ge- 
meint war hier § 7, Es ist jedoch nicht 
die Absicht des Entwurfs, die wissen- 
schaftliche Tätigkeit des Arztes einzu- 
engen, sondern lediglich die ordnungs- 
gemäße Durchführung der hygienischen 
Sicherheitsmaßnahmen durch die Kranken- 
anstalten sicherzustellen. 

Die Streichung dient daher der Klarstellung. 

2. In § 1 Absatz 2 soll cs statt „im Sinne des 
Gesetzes“ heißen: „Im Sinne dieses Ge- 
setzes“. 

Begründung: 

Es soll dadurch eine Verwechslung mit der 
Verordnung über Blutplasma vom 14. Sep- 
tember 1939 (RGBl. 1 S. 1774) vermieden 
werden. 

3. In § 2 Absatz 3 ist anzufügen: „ ,und für 
das Land Berlin“. 

Begründung: 

Es handelt sich um die übliche Berlin- 
Klausel. 

4. § 7 erhält folgende neue l’assung: 

4 7 

Der Bundesmini Ster des Innern wi rd 
ermächtigt, mit Zustimmung des Bun- 
desrates 

a) Rechts Verordnungen über die Ein- 
richtung von ßlutspenderzentralen 
und über die Sichcrungsmaßnahmen 
bei der Herstellung von Blut-, 
Blutplasma- und Blutserumkonser- 
ven, 

b) Richtlinien über die Durchführung 
von Blutübertragungen und über 
die serologischen Sicherungsmaß- 
nahmen zur Vermeidung von Über- 
tragungszwischcnfällen 

zu erlassen.“ 

Begründung: 

• Es sollten nur diejenigen Bestimmungen 
als Rechtsverordnungen erlassen werden, 
deren Übertretung gemäß § 8 unter Strafe 
gestellt wird. Für die sonstigen Bestim- 


mungen genügt die Form der Richtlinien. 
Aus diesem Grunde erschien es systematisch 
zweckmäßiger, die unter a), b) und c) des 
Entwurfs gefaßten Vorschriften, wie ge- 
schehen, umzugruppieren, 

5. In § 8 Absatz 1 wird hinter „3“ einge- 
fügt: „DM“. 

Begründung: 

Es soll Verwechslungen vorgebeugt wer- 
den, daß es sich hier nicht etwa um 
3000, — DM handelt. 

6. Im gleichen Absatz des § 8 wird hinter 
dem Wort „vorsätzlich“ eingefügt: „oder 
fahrlässig“. 

Begründung: 

Bei einer Beschränkung auf vorsätzliche 
Handlungen würde der Anwendungsbereich 
des Gesetzes zu stark eingeschränkt. 

7. In § 8 Absatz 1 Ziffer 3 soll es statt „§ 7“ 
heißen: „§ 7 Buchstabe a)“. 
Begründung: 

Die Neufassung ergibt sich aus der vor- 
geschlagcncn Änderung in § 7. 

8. In § 8 Absatz 2 werden die Worte „32, 
39 bis 48“ geändert in: „32 und 48“. 
Begründung: 

In § 48 wird auf die §§ 39 ff. Bezug ge- 
nommen. 

9. In § 8 Absatz 2 soll es statt „vom 29. März 

1950 (BGBl. S. 78)“ heißen: „vom 30. März 

1951 (BGBl. S. 223)“. 

Begründung: 

Das Gesetz hat zu diesem Zeitpunkt eine 
nochmalige Neufassung erfahren. 

10. In § 8 Absatz 3 heißt es statt „§§ 66 Ab- 
satz 1“ jetzt: „§§ 55 Absatz 1“. 
Begründung : 

Es handelt sich um einen offensichtlichen 
Schreibfehler. 

11. Als § 8a wird eingefügt: 

„Dieses Gesetz und die aufgrund dieses 
Gesetzes ergehenden Rechtsverordnun- 
gen und Richtlinien gelten auch im 
Lande Berlin, wenn Berlin gemäß Ar- 
tikel 87 Absatz 2 seiner Verfassung die 
Anwendung des Gesetzes beschließt.“ 
Begründung: 

Es handelt sich um die übliche Berlin- 
Klausel. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu 
den Änderungen des Bundesrates vom 
21, September 1951 zum Entwurf eines 
Gesetzes über das Blutspendewesen 
(Blutspendegesetz) 

Den Abänderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt mit Ausnahme der Vor- 
schläge zu § 7 und zu § 8 Absatz 1 Ziffer 3. 

Begründung: 

Der Bundesrat wünscht, daß nur Vorschriften 
über die Einrichtung von Blutspenderzentralen 
und über die Sicherungsmaßnahmen bei der 
Herstellung von Blut-, Blutplasma- und Blut- 
serumkonserven als Rechtsverordnungen mit 
der Straffolge aus § 8 Absatz 1 Ziffer 3 er- 
lassen werden, daß dagegen über die Durch- 
führung von Blutübertragungen und über die 
serologischen Sichern ngsmaib^Tahmen zur Ver- 
meidung von Übertragungszwischenfällen vom 
Bundesminister des Innern lediglich „Richt- 
linicn‘‘ herausgegeben werden, die als solche 
nicht mit einer Strafandrohung ausgestattet 
sind. Als Begründung vcurde angegeben, daß 
es nicht angängig sei, in die Freiheit des ärzt- 
lichen Handelns durch gesetzliche Bestimmun- 
gen mit Strafcharakter einzugreifen. 

Dem Wunsche des Bundesrates kann inso- 
weit Rechnung getragen werden, als in § 7 
Buchstabe a die Worte „und die Durchführung 
von Blutübertragungen‘' gestrichen werden 
und in Buchstabe b hinter „Vorschriften über'" 
eingefügt wird „die vor der Blutübertragung 
vorzunehmenden Untersuchungen des Blut- 
spenders und über“. 

Der § 7 des Gesetzentwurfs würde hiernach 
folgende Fassung erhalten: 

4 7 . 

Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bundes- 
rates in Rechtsverordnungen 

a) Vorschriften über die Einrichtung von 
Blutspenderzentralen, 

b) Vorsdiriftcn über die vor der Blut- 
übertragung vorzunehmenden Unter- 
suchungen des Blutspenders und über 


die serologischen Sicherungsmaßnahmen 
zur Vermeidung von Übertragungs- 
zwisdienfällen, 

c) Vorschriften über die Sicherungsmaß- 
nahmen bei der Herstellung von Blut-, 
Blutplasma- und Blutserumkonserven 
zu erlassen.“ 

Damit würde die Durchführung der Blutüber- 
tragung selbst der individuellen ärztlichen 
Verantwortlichkeit überlassen, nicht jedoch 
die Gewinnung des Medikamentes Blut, bei 
der der Arzt sich ebenso an die erforderlichen 
Sicherungsvorschriften halten muß, wie jeder 
andere. 

Der Bundesrat übersieht, daß es sich — wenn 
keine Blutkonserve benutzt wird — auf der 
einen Seite um die Einführung des Medika- 
mentes Blut in den kranken Körper handelt 
— eine rein ärztliche Funktion — , anderer- 
seits aber um die Gewinnung dieses Medi- 
kaments aus einem anderen Menschen, der in 
jedem Einzelfall besondere Voraussetzungen 
erfüllen muß. Hier nun bestehen, wie bei der 
Gewinnung vieler Medikamente und Seren, 
recht große Gefährdungen für den Kranken, 
zu deren Beseitigung ein durch Vorschriften 
sorgfältig organisiertes System des Vorgehens 
notwendig ist. Diesen Vorschriften kann sich 
der Arzt, der das Medikament Blut selbst ge- 
winnt, ebenso wenig entziehen, wie etwa der 
Landarzt, der einen Teil seiner Medikamente 
selbst dispensiert, den Vorschriften der Phar- 
makopoe. Mit dem Prinzip der ärztlichen Be- 
handlungsfreiheit hat beides nichts zu tun. 
Daß Richtlinien nicht ausreichen, die schweren 
Gefährdungen bei der Gewinnung des Blutes 
auszuschalten, belegen neben anderem die zahl- 
reich vorgekommenen Übertragungen von Sy- 
philis auf Erwachsene und Kinder. Die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Zufügung der Worte 
„oder fahrlässig“ im § 8 Absatz 1 verschärft 
zwar die Strafbestimmung. Da die Strafe aber 
dem Ordnungsstrafrecht entnommen ist, wirkt 
sie nicht diskriminierend. 

Der vorgeschlagenen Änderung in § 8 Ab- 
satz 1 Ziffer 3 kann hiernach nicht beigetreten 
werden. 
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